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Drucksache V/ 1 788 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Bericht der Bundesregierung zur Entschließung des Deutschen Bundestages vom 8. Dezember 1966 
betreffend die Gestaltung des Branntweinmonopols im Gemeinsamen Markt 

— Drucksache V/1005 — 


1. Der EWG-Vertrag sieht in Artikel 37 eine Um- 
formung der staatlichen Handelsmonopole vor, 
so „daß am Ende der Übergangszeit jede Diskri- 
minierung in den Versorgungs- und Absatzbedin- 
gungen zwischen den Angehörigen der Mitglied- 
staaten ausgeschlossen ist". Daraus ergibt sich, 
daß eine Beseitigung der Monopole im Vertrag 
nicht gefordert wird, sondern lediglich ihre An- 
passung an die tragenden Grundsätze des Ge- 
meinsamen Marktes. Von dieser Verpflichtung 
zur Umformung werden in erster Linie die für 
alle Monopole charakteristischen Einfuhrmono- 
pole betroffen, denn sie können die Freizügig- 
keit des Warenverkehrs im Gemeinsamen Markt 
beeinträchtigen. 

2. Das deutsche Branntweinmonopol umfaßt ein Ein- 
fuhrmonopol für unverarbeiteten Äthylalkohol 
wie auch für Trink branntwein, ausgenommen 
Rum, Arrak, Kognak und Liköre. Zur Beseitigung 
des darin liegenden Handelshemmnisses hat die 
EWG-Kommission am 2b. November 1963 die 
Empfehlung an die Bundesregierung gerichtet, 
die Einfuhr von Branntwein und alkoholischen 
Getränken aus Mitgiiedstaaten schrittweise zu 
liberalisieren. Dieser Empfehlung ist die Bun- 
desregierung gefolgt. Damit hat die Umformung 
des Monopols gemäß dem LWG-Vertrag begon- 
nen. 

Die o. a. Empfehlung der Kommission betrifft nur 
Branntwein und alkoholische Getränke, nicht 
hingegen unverarbeiteten Alkohol. Äthylalkohol 
aus landwirtschaftlichen Erzeugnissen ist durch 
die Verordnung des Rates Nr. 7 a vom 18. De- 
zember 1959 in die Liste des Anhangs 11 des 
Vertrages auf genommen worden. Er gehört damit 
zu den landwirtschaftlichen Produkten, für die 
nach dem EWG-Vertrag eine gemeinsame Markt- 
organisation zu schaffen ist (Artikel 40 EWG-V.). 

Um diese noch zu errichtende gemeinsame Markt- 
organisation für Agraralkohol nicht zu präjudi- 
zieren, hat die Kommission ihre Empfehlung le- 
diglich für Branntwein und alkoholische Getränke 
ausgesprochen. 

Der synthetische Alkohol als Industrieerzeugnis 
kann hingegen nicht in eine gemeinsame Markt- 
organisation für Agraralkohol einbezogen wer- 
den. Sie erfaßt somit nur einen Teil des unver- 
arbeiteten Alkohols. Zur Vermeidung von Markt- 
störungen ist deshalb außer der Marktorganisa- 
tion für Agraralkohol eine Grundregelung für 
synthetischen Alkohol erforderlich; dabei wird 
auch auf die Belange der weitei verarbeitenden 
Industrien zu achten sein. 


Die künftige Gestaltung des Branntweinmonopols 
als nationale Marktordnung wird von der EWG- 
Organisation für Alkohol beeinflußt werden. 
Verhandlungen zwischen der Kommission und 
den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft über die 
Form der gemeinsamen Organisation sind jedoch 
noch nicht aufgenommen worden. Einzelheiten 
etwa notwendig werdender Änderungen des Mo- 
nopols lassen sich deshalb jetzt noch nicht über- 
sehen. 

Die Bundesregierung wird sich bei den Verhand- 
lungen über die Form und den Inhalt der EWG- 
Marktorganisation für Agraralkohol dafür ein- 
sotzen, daß die agrar- und mittelstandspolitischen 
Grundgedanken des deutschen Branntweinmono- 
pols, die die Struktur der deutschen Branntwein- 
wirtschaft entscheidend geprägt haben, gebüh- 
rend beachtet werden. Diese Absicht der Bundes- 
regierung steht im Einklang mit dem EWG-Ver- 
trag, der in Artikel 39 Abs. 2 für die Gestaltung 
der gemeinsamen Agrarpolitik vorschreibt, daß 
dabei unter anderem die besondere Eigenart der 
landwirtschaftlichen Tätigkeit, die sich aus dem 
sozialen Aufbau der Eandwirtschaft und den 
strukturellen und naturbedingten Unterschieden 
der verschiedenen landwirtschaftlichen Gebiete 
ergibt, zu berücksichtigen ist. Bei den Verhand- 
lungen wird insbesondere darauf hingewirkt 
werden, daß die Produktion und die Verwendung 
von Agraralkohol im bisherigen Umfang gesi- 
chert bleiben. 

3. Mit der Modernisierung und Vereinfachung der 
monopolrechtlichen Vorschriften ist bereits in 
mehreren Gesetzen begonnen worden. Sie wer- 
den auch bei der Umformung des Monopols i. S. 
des Artikel 37 EWG-Vertrag mit dem Ziele Ver- 
waltungsaufwand und Personaleinsatz zu ver- 
mindern, fortgesetzt werden. 

Als wesentliche Schritte zur Modernisierung und 
Vereinfachung sind die Änderungen des Biannt- 
weinmonopolgesetzes vom 5. April 1965 und 12. 
Januar 1967 anzusehen. Mit der einen Novelle 
ist die Erhebung des Branntweinaufschlags neu 
geregelt und gleichzeitig ein Beitrag zur besse- 
ren Verwertung des in bäuerlichen Betrieben 
anfallenden Obstes über den Brennkessel gelei- 
stet worden. Die andere Änderung fördert die 
Entstehung von Kartoffelgemeinschaftsbrenne- 
reien und soll zur Strukturverbesserung der 
Kartoffelanbaugebiete beitragen. Weitere Ände- 
rungen des Branntweinmonopolgesetzes werden 
notwendig sein, wenn die Verhandlungen über 
die Harmonisierung der Alkoholsteuer in der 
EWG abgeschlossen sind. Daneben wird laufend 
an der Vereinfachung der Verfahrensvorschriften 
gearbeitet. 
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